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In  den nachfolgenden A usführungen w il l  ich m ich au f 
die Abgaben beschränken, welche au f Verkehrsw egen e r
hoben werden, und alle anderen Verkehrsabgaben, insbesondere 
Börsensteuer, Um satzsteuer, Stempelabgaben aui'ser A c h t lassen, 
da diese sich wesentlich von den ersteren, die m an im  a ll
gemeinen als Transportsteuern bezeichnen kann, unterscheiden, 
ih re r W ic h tig k e it nach auch eine besondere Behandlung be
anspruchen können.

D ie A bgaben fü r die Benutzung von Verkehrsw egen ge
hören zu den ältesten, die überhaupt erhoben werden, und 
Schiller hat w oh l n icht unrecht, wenn er in  seiner „Teilung  
her E rd e “ sagt: „D e r K ö n ig  sperrt die Brücken und die 
Strafsen und spricht: D e r Zehnte is t m ein .“ Versteht man  
hoch auch unter dem deutschen W o rt „ Z o ll“ ursprünglich  
nicht die W arenzölle , welche an den Grenzen erhoben werden, 
nicht die Verzehrsteuern, sondern die eigentlichen W ege
zölle.

Je nach den verschiedenen A ufgaben, welche die W ege  
zn erfüllen haben, findet eine Übernahm e der Kosten au f 
lokale oder gröfsere Verbände oder Deckung derselben durch  
^erkehrsabgaben statt. Bei allen A bgaben , welche als 
Gegenleistung fü r  eine Leistung o.der das Recht einer Be
nutzung erhoben werden, also bei den Gebühren, is t vom  
finanzpolitischen sowie vom  w irtschaftlichen Standpunkte aus 
im m er zu erwägen, w ie  sich das A u fb rin g en  der Steuer zu 
hen Erhebungskosten stellt, und w ie  sich der E rtra g  zu den 
w irtschaftlichen Erschw erungen und Belästigungen, die m it
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der Steuer verbunden sind, verhält. Sind die Erliebungs- 
kosten im  V erh ältn is  zum  E rtra g e  sehr hoch, so ist die 
Abgabe sowohl vom finanztechnischen w ie vom  vo lksw irt
schaftlichen Standpunkte aus eine verfehlte. In  solchen Fällen  
w ird  es zw eckm äisig sein, die Lasten au f die Gesam theit zu 
übernehmen, statt Gebühren zu erheben. U nd  wenn im  Ge
folge der Gebühren solche Belästigungen und Erschwerungen, 
solche w irtschaftlichen N achteile  eintreten, dafs darun ter die 
volksw irtschaftlichen Interessen, schlielslich die S teuerkraft 
des Volkes leiden, so w ird  es ebenfalls zweckinälsiger sein, 
statt besondere Gebühren zu erheben, die Kosten aus dem  
allgem einen Steuersäckel zu bestreiten. In  diesen Fällen  w ird  
das gem einw irtschaftliche P rin z ip  an Stelle des Gebühren
prinzips treten müssen.

So hat sich denn in  zahlreichen F ä llen  auch von früh  an 
als unbedingt notw endig herausgestellt, die Lasten des W ege
baues und die U n terha ltung  der Strafsen n icht durch A bgaben  
zu decken, sondern au f Kosten der A llgem einheit zu über
nehmen, wobei natü rlich  der Zw eck der W ege wesentlich  
mafsgebend sein w ird . E in  Verkehrsw eg kann im  p riv a t
w irtschaftlichen Interesse E inzelner oder einer Gemeinschaft 
liegen, er kann ganz überw iegend im  m ilitä richen  und V e r-  
waltungsinteresse gebaut oder benutzt werden, und es gibt 
schlielslich Verkehrsw ege von grofser allgem einer w irtschaft
lich er Bedeutung, die über das lokale  Interesse hinausgehen.

B ei den lokalen Verkehrsw egen hat es sich von frü h  an 
als zw eckm äisig  erwiesen, die Lasten au f gemeinsame Fonds 
zu übernehmen. Bei der G ründung eines Dorfs, bei der A u f
teilung der F lu r  w urden die W ege, n icht n ur die Dorfstrafse, 
sondern auch die W irtschaftsw ege, von vorn herein ausge
sondert, und ihre U n terha ltung  konnte umsomehr von der 
Gem einschaft der Dorfgem einde getragen werden, als ja  auch 
die Bew irtschaftung nicht durch den Einzelnen, sondern durch
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die Flurgenossenschaft erfolgte. Bei den veränderten Besitz- 
und Betriebsverhältnissen sind fre ilich  inzwischen viele dieser 
W ege reine P rivatw ege geworden, die im  wesentlichen nur 
dem w irtschaftlichen Interesse eines Einzelnen dienen, dem 
deshalb auch m it Recht die Kosten dieser W ege und ih re r  
U nterha ltung  zufallen.

In  den städtischen Gemeinden sind ebenso von A n fang  
an die Stralsen und die Plätze, letztere nam entlich dem M a rk t
verkehr dienend, au f Kosten der A llgem einhe it ausgesondert 
und befestigt w orden; denn da sie schliefslich der ganzen 
städtischen Gemeinde zu gute kam en, so erschien es am  
zweckmäfsigsten, dal’s diese auch die Kosten dafür übernahm . 
Es hätte sich auch schwer ein gerechter Verteilungsm odus fü r  
diese finden lassen. B isw eilen hat man allerd ings von den zu r  
Stadt kommenden ländlichen Fuh rw erken  fü r die Benutzung  
des städtischen Pilasters eine besondere Abgabe festgesetzt, 
die an den Toren erhoben w urde. A b er auch das muls vom  
w irtschaftlichen Standpunkte aus als verfehlt bezeichnet 
werden, w eil dieser V e rkeh r der ländlichen Bewohner im  
w irtschaftlichen Interesse der Stadt insofern gelegen w ar, als 
ec ihren Gewerbetreibenden, den Kaufleuten, H andw erkern  und  
G astw irten , zu gute kam , und es galt, ihn  zu fördern nicht ihn  

erschweren.
In  neuerer Ze it ist m an in den Städten bei den Anlagen  

v °n Stralsen zu einem anderen P rin z ip  übergegangen: D ie  
Kosten werden von den Adjacenten getragen; und zw ar m it  
Recht; denn ei'St durch die Strafsenanlage erlangt der dam it 
Qeu erschlossene G rundbesitz seinen W e rt  als Bauland. D ie  
Strafse dient zunächst den p riva tw irtschaftlicken  Vorte ilen  der 
A nlieger; die besonderen, teils im  hygienischen, teils im  w ir t 
schaftlichen Interesse der A nw ohner gelegenen Vorteile, welche 
die städtische Gemeinde zu bieten verm ag, w ie  K analisation, 
Gas, W asser, E le k tr iz itä t, werden erst durch die Stralsen-
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anlage den Häusern zugeführt. Es is t daher b illig , dafs fü r  
diese den W e rt steigernden E inrich tungen  die A n lieg er die 
Kosten übernehmen. A b er ist die Strafse ausgebaut, so lieg t 
die w eitere Unterhaltung, meist auch die R ein igung der Ge
sam theit ob, denn dann ist der dam it verbundene p r iv a tw ir t 
schaftliche V o rte il zugleich der V o rte il der A llgem einheit, 
und die Kosten werden besser au f den Steuersäckel über
nommen.

E ine Ausnahm e haben in früherer Zeit, teilw eise bis in 
die N euzeit die Brücken gemacht. Ih re  besonders hohen A n 
lagekosten, der Um stand, dafs sie, wenn, w ie meist, von H o lz  
erbaut, sehr viel Reparaturen oder Neubauten verursachten, 
dafs Hochw asser sie häufig s tark  beschädigte oder w egrifs, 
liefs es h ier angezeigt erscheinen, Abgaben zu erheben, 
zum al die Erhebungskosten sich verhältuism äfsig n iedrig  
gestalteten. E in  einzelner B rückenw ärte r genügte dafür. In  
der Neuzeit, wo der Verkehr ein lebhafterer geworden ist, wo  
eine Brücke m eist n icht einem Stadtteil, oder einer Gegend 
alle in  zu gute kom m t, wo auch das Steuerwesen ein geregelteres 
ist, und wo die Gemeindeverbände w e it eher die M ög lich ke it 
haben, solche grol'sen Kosten durch A nleihen zu decken, geht 
m an m ehr und m ehr dazu über, die Brücken dem freien V e r
keh r zu übergeben und ih re  Kosten au f die A llgem einheit zu 
übernehmen.

A u iserordentlich  zahlreiche Stralsen verdanken ih re  E n t
stehung n icht dem w irtschaftlichen Interessen der Um w ohner, 
sondern dem m ilitärischen und dem Staatsverw altungsinter
esse. D ie  grofsen Römerstrafsen, deren Reste m an heute noch 
in  den A lpen bewundern kann, w aren M ilitä rs tra fs e n ; sie 
dienten der Sicherung der Provinzen, dem V erw altu ngsver
keh r und fre ilich  daneben auch noch dem Handel. Auch in  
Deutschland sind sehr viele Stralsen als Heerstrafsen gebaut 
und haben diese bezüglich der U nterha ltungspflicht vielfach
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noch heute ih re  eigene rechtliche Bedeutung. Sie w urden  
vom Staat gebaut und unterhalten, wenn auch vom  P r iv a t
verkehr A bgaben dafür erhoben w urden, die nam entlich im  
M itte la lte r, ja  bis zur französischen Revolution teilweise sehr 
hoch w aren, und die gewöhnlich von denen am  höchsten be
messen w urden, die am  wenigsten fü r die F a h rb arke it solcher 
Strafsen taten. Dafs diese Strafsen nicht dem Y e rk eh r der 
A n lieg er dienen sollten, geht am  besten daraus hervor, dafs 
die einzelnen Dorfgem einden aufs eifrigste darau f bedacht 
waren, m öglichst abseits von der Heerstrafse zu liegen, da 
m it der Lage an derselben meist schwere w irtschaftliche  
Schädigungen: Raub, P lünderung, Fouragieren usw. verbunden  
w aren.

A uch  in  unsern Zeiten spielen die Verkehrswege, welche 
im  reinen oder überwiegenden m ilitärischen Interesse angelegt 
sind, noch eine erhebliche Rolle. So ist die Eisenbahn B e rlin -  
W e tz la r-M e tz  ganz vorw iegend aus m ilitärischen Rücksichten  
gebaut, ebenso w ie  vielfach die zw eiten Gleise, so nam entlich  
a u f den Bahnen nach der Ostgrenze, m it  Zuschüssen des 
Reiches angelegt sind, w eil sich solche Anlagen als im  m ili
tärischen Intei-esse geboten erwiesen. Auch der Nordostsee
kan a l verdankt seine Entstehung ganz vorwiegend m ilitä r i
schen Gesichtspunkten. Daß in  allen solchen F ä llen  der Staat 
als Unternehm er auftreten inufste, dafs es fü r ihn  n icht ent
scheidend sein konnte, ob eine D eckung durch die T ransport
abgaben erre icht w urde, ist k la r.

Das w ichtigste moderne V erkehrsm itte l sind die Eisen
bahnen, und an ihnen lassen sich die F ragen der w irtschaft
lichen Bedeutung der Verkehrsangaben am  klarsten erörtern, 
f r e i l ic h  unterscheiden sie sich von allen anderen V erkehrs
wegen dadurch, daß au f ihnen kein fre ier V e rk eh r herrscht, 
sondern der U nternehm er der Straßenanlage zugleich der 
ausschließliche Transportunternehm er ist. D ie  V erkehrs
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abgabe als solche kom m t also in  dem E n tg e lt fü r die Trans
portleistung, in  der F rach t, zum  Ausdruck. D ie  F rach t ste llt 
sich da, wo es sich um Staatsbahnen handelt, oder überhaupt 
um  solche Bahnen, welche durch ausschließliche Konzessionen 
ein M onopol fü r diesen Y e rk eh r besitzen, als eine G ebühr 
heraus, welche fü r die Leistung erhoben w ird , und schon der 
B eg riff des W ortes „G ebühr“ zeigt, daß sie dem Transport
unternehm er eine g e b ü h r e n d e  Gegenleistung fü r  seine aufge
w andten Kosten gewähren soll. In  dem M aße, w ie die Frachten  
über diese aufgewandten Kosten, zu denen selbstverständlich  
auch die einer norm alen Verzinsung, Erneuerung und A b 
schreibung gehören, hinausgehen, stellen sie sich n ich t mehr 
als G ebühr, sondern als eine au f den Y e rk eh r gelegte Steuer 
dar; und bei dem Tarifk ilom etersystem , wonach fü r  jedes durch
fahrene K ilom eter eine E inheitsabgabe erhoben w ird , belastet 
diese Steuer die Verfrachter in  einer der E n tfernung ent
sprechenden Progression. W enn in  der F rach t fü r einen 
Tonnenkilom eter eine steuerliche Abgabe von 1 Pfennig über 
die G ebühr hinaus liegt, so ist es k la r, daß der, welcher au f 
50 km  eine W are  verfrachtet, eine Steuer von 50 Pfennig, der, 
w elcher sie au f 500 km  verfrachten muß, eine solche von 5 M k . 
zu bezahlen hat, daß die Steuer demnach denjenigen, der 
w irtschaftlich  ohnehin schlechter daran ist, zehnm al so h art 
tr if ft  w ie  den, der w irtschaftlich  der Bevorzugte ist. D ie  
W irk u n g  einer solchen Verkehrsabgabe w ird  demnach die 
sein, daß alle die Gegenden, welche m it dem Bezug ih re r  
M ate ria lien , m it dem Versand ih re r Erzeugnisse au f große  
Entfernungen angewiesen sind, w irtschaftlich  Zurückbleiben.

B ekanntlich  hat sich die B aum w ollindustrie  im  schle
sischen Gebirge tro tz  günstiger A nfänge durch lange Jahrzehnte  
nicht zu entw ickeln  verm ocht, ja  die Verhältn isse daselbst 
wurden so traurige , daß der Notstand der dortigen W eb er
bevölkerung ein nahezu chronischer w a r, und alle Behörden
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ständig ernsthaft erwogen, w ie m an diesen Notstand beseitigen 
könnte. A ls  ich vor zw ö lf Jahren eine Ze it lang das A m t  
eines Geschäftsführers des Verbandes schlesischer T e x tilin 
dustrie ller bekleidete, w a r diese Frage  w ieder einm al beson
ders brennend, und ich konnte konstatieren, daß der wesent
lichste G rund des Zurückbleibens der schlesischen B au m w o ll
industrie darin  lag, daß sie sowohl h insichtlich  des Bezugs 
ihres Rohm aterials, der Baum wolle, die über Brem en kom m t, 
w ie hinsichtlich  des Absatzes ih re r  F ertig fab rika te  außer
ordentlich benachteiligt w ar. W enn es ohnehin keinen B e z irk  
in  ganz Deutschland gibt, in  welchem die Baum w ollspinnereien  
ih r  R ohm ateria l auf so große Entfernungen beziehen müssen, 
w ie das schlesische Gebirge, so w urde die Ungunst dieser 
w irtschaftlichen Lage noch dadurch ganz besonders verschärft, 
daß tro tz  der größten Entfernungen die Einheitsfrachten fü r  
Baum w olle dorth in  die höchsten w aren, daß sie 4,5 Pfg. p ro  
Tonnenkilom eter betrugen, während A ugsburg und der O ber- 
i'hein, die wesentlich näher an Brem en liegen, nur 5,2 bzw. 2,2 Pf. 
per Tonnenkilom eter zu zahlen hatten, ja  daß die polnischen 
Baum wollspinnereien über die preußischen Staatsbahnen ihre  
Baum w olle zu einem Frach tsatz bezogen, der m it 1,75 Ptg. 
w eniger als die H ä lfte  dessen betrug, was die schlesischen dafür  
zu entrichten hatten. Unserer energischen A g ita tio n  ist es da
mals gelungen, eine G leichstellung der schlesischen Spinnereien  
wenigstens m it denen Augsburgs zu erlangen, und gleichzeitig  
hat die E rm äß igun g  der Frachten fü r Stückgüter in W agen
ladungen, sowie der S ta ffe lta rif fü r  Stückgüter zu einer E r 
leichterung des Absatzes von F ertig w aaren  fü r die dortige  
hegend geführt. D ie S ituation der B aum w ollindustrie da
selbst ist zw a r noch im m er eine verhältnism äßig wenig gün
stige, da der N achte il der geographischen Lage nun einm al 
Dicht zu überw inden ist; jedenfalls aber ist, seit jene M a ß 
nahmen durchgeführt worden sind, ein Notstand dei dortigen  
W eberbevölkerung n ich t m ehr vorgekom m en.
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W ie  sehr eine günstige geographische Lage den w ir t 
schaftlichen A ufschw ung einer Gegend begünstigt, zeigt deut
lich  das Beispiel Berlins. F ü r  viele sehr w ich tige Rohstoffe, 
die es zum 1 eil aus dein In la n d , zum T e il von den Seehäfen 
her em pfängt, is t es info lge seiner Lage an re la tiv  guten 
W asserstraßen, infolge der meist n icht a llzu  großen E n t
fernungen des Bahnweges günstig gestellt, und von seinen 
F ertig fab rika ten  kann es infolge der großen kau fkrä ftigen  Be
völkerung am P latze selbst und in  den Vororten  ohne nennens
werte Frachtspesen eineu sehr erheblichen T e il absetzen. 
G leich  vorte ilha ft lieg t es fü r den E xp o rt durch die N ähe der 
Seehäfen und fü r  den Absatz nach den dichtbevölkerten Be
z irken  M itteldeutschlands. Ä h n lic h  günstig fü r  die E n tw ic k 
lung der Industrie  ist die Lage des K g r. Sachsen in  der M itte  
Deutschlands, wenn auch fre ilich  die Nähe der österreichischen  
Zollgrenze h ier eine E inschränkung herbeigeführt hat, die aber 
die sächsische Industrie  zum großen te ile  dadurch auszugleichen  
wußte, daß sie F ilia lfa b rik e n  unm itte lbar jenseits der Grenze  
errichten. Befinden sich doch alle in  in  Bodenbach a. E. 
einige sechzig derselben. D ie  w irtschaftliche E n tw ick lu n g  der 
Gegenden am Rhein beruht au f ähnlichen M om enten günstiger 
Iransportverhältn isse und der großen Aufnahm efäh igkeit der 
nahegelegenen, d ichtbevölkerten Gegenden. So ist auch die 
die Lage Stettins näher an den deutschen Konsum plätzen und  
m it b illigeren Seefrachten fü r den überseeischen E x p o rt noch 
wesentlich günstiger als die Danzigs, und h in ter der der le tzt
genannten S tadt b le ib t die Königsbergs noch erheblich  
zurück.

W ie  bei der Industrie , so is t es auch bezüglich der 
Landw irtschaft. Je dünner die Bevölkerung des Ostens w ird  
um so w eniger landw irtschaftliche Erzeugnisse werden in  der 
Nähe selbst konsum iert, um so m ehr davon muß m it hohen 
Frachtsätzen w eiter nach dem W esten geschafft werden. N a 
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tü rlich  ist der Preis des Produkts am G ew innungsort um  den 
Frach tbetrag  n iedriger, als am  O rt der Yerzehrung. Gerade 
fü r die ostdeutsche Lan dw irtschaft w äre  deshalb d ie  P o litik  
die günstigste, welche zu einer dichteren Besiedelung des 
Ostens führte , w ährend unsere den G roßgrundbesitz be
fördernde A g ra rp o lit ik  zu r weiteren E n tvö lkeru ng  desselben 
ständig beiträgt.

Je größer der A n te il der F rach t am W e rt der W are  am  
Konsum platz, um  so geringer natürlich  der A rbeitslohn, der 
zur Herstellung der W are  am Produktionsort aufgewendet 
werden darf. D ie  Gegenden, welche gezwungen sind, fü r den 
Bezug ih re r  M ateria lien , fü r den Versand ih re r Erzeugnisse  
hohe Frachten zu entrichten, sind infolgedessen n icht im  
stände, die A rbeitslöhne zu bezahlen, welche die fü r den Be
zug und A bsatz günstig gelegenen Gegenden zu gewähren  
vermögen. Diese schreiten daher w irtschaftlich  fort, jene 
bleiben zurück. J e d e r  P f e n n ig ,  u m  d en  d ie  F r a c h t  v e r 
b i l l i g t  w i r d ,  r ü c k t  den  P r o d u z e n te n  u n d  K o n s u 
m e n te n  n ä h e r  a n e in a n d e r ,  v e r b e s s e r t  d ie  w i r t s c h a f t 
l ic h e  L a g e  b e id e r .

Große Überschüsse der preußischen Staatsbahnen, welche  
durch überm äßig hohe Frachten  erzie lt werden, werden au f 
Kosten der w irtschaftlichen K ra ft  des Landes erreicht, insbe
sondere seiner entfernter liegenden fe ile . E ine solche V e r
keh rspo litik  ist n icht einm al p riva tw irtsch aftlich  ric h tig , denn 
es hat sich im m er gezeigt, daß durch die Tariferm äßigungen, 
w ie sie in den zahlreichen A usnahm etarifen vorgenommen  
sind, zahllose G üter, die bisher im m o b il w aren, w eil sie die  
hohe F rach t n icht vertragen konnten, nunm ehr m obil w urden; 
daß die Verkehrssteigerung dadurch eine so große w urde, daß 
nicht nur höhere Bruttoeinnahm en, sondern auch ganz außer
ordentlich v ie l größere N e tto e in a h m e n  sich fü r  die Bahnen  
ergaben. Diese verkehrsfördernde W irk u n g  b illig e r  T a rife  ist



deshalb auch fü r die finanziellen Interessen der Bahnen und  
unseies Staates von dem größten V o rte il gewesen, ganz abge
sehen davon, daß die Belebung des V erkehrs w iederum  die 
w irtschaftliche Gesam tlage des Landes förderte, die Bevöl- 
kei ung dam it s teuerkräftig  machte. Deshalb ist es dringend  
notw endig, au f dem beschrittenen Wege w eiterer T a rifv e r
b illigungen fortzufahren und n icht ängstlich Rechnungen aufzu
machen, welcher Einnahm eausfall daraus den Bahnen erwachsen 
w ürde, Berechnungen, die von den Tatsachen im m er ins strik te  
Gegenteil ve rkeh rt worden sind. So hat m an s. Z t die A us
dehnung des Rohstofftarifs au f Brennstoffe m it einem E in 
nahmeausfall von 11 M illio n en  M a rk  geschätzt, und schon 
im  ersten Jahre nach der E in fü h ru n g  ergab sich statt des 
Ausfalls ein enorm er Überschuß.

1ha einzige V o rte il in finanztechnischer Beziehung, w e l
chen die in den E isenbahntarifen belegene Transportsteuer 
besitzt, is t die, daß die Erhebungskosten einer solchen Steuer 
tatsächlich gleich N u ll sind, denn die Frachten werden er
hoben, g leichviel, ob sie etwas höher oder etwas n iedriger 
■Gml. A b e r diesem fiuanztechnischen V o rte il stehen so enorme 
w irtschaftliche Nachteile gegenüber, daß derselbe dagegen gar 
nicht in  B etracht kom m en kann.

E ine  Stempelsteuer au f F rach tbrie fe  und Fah rkarten , 
w ie sie in einigen anderen Ländern  besteht und auch bei uns 
von konservativer Seite in Vorschlag gebracht worden ist, ist 
selbstverständlich in  einem Staate, der das Staatseisenbahn
system durchgeführt hat, ein absoluter Unsinn. Dasselbe Z ie l 
ließe sich ja  durch eine E rhöhung der F rach tra ten  erreichen  
und m it größerem V o rte il, da die Stempelsteuer natü rlich  E r 
hebungskosten verursachen würde. A b er auch in  Ländern, 
wo das Privatbahnw esen besteht, oder Privatbahnen gegenüber 
erscheint diese Stempelabgabe unzw eckm äßig. M an  w ird  an 
Stelle derselben viel rich tig er eine Eisenbahnabgabe, w ie w ir
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sie haben, setzen. D ie  letztere berücksichtigt in ganz anderm  
M aße die finanzielle Leistungsfäh igkeit der betreffenden Bahnen. 
Sie besteuert das reiche E rträg n is  eines günstig situierten  
Unternehm ens, ohne daß dieses in  der Lage ist, die Abgabe auf 
die Frachtinteressenten abzuw älzen; sie w ird  sich deshalb auch 
in  w irtschaftlicher Beziehung w enig nachte ilig  erweisen. D aß  
eine Eisenbahnabgabe steuerlich berechtigt ist, muß schon 
deshalb zugegeben werden, w eil einem solchen Unternehm en  
durch die Konzessionieruug, wenn n icht ein ausdrückliches, 
so doch in  den meisten Fällen  ein tatsächliches M onopol ver
liehen w ird , indem  gewisse, sonst im  W esentlichen nur dem  
Staat zustehenden Rechte, w ie das Expropria tionsrecht, dem 
Bahnunternehm er gew ährt werden, und schließlich fü r die 
A llgem einheit, der ja  aus der Eisenbalm anlage allerd ings  
überwiegende V o rte ile  erwachsen, doch auch eine Reihe von  
Unbequem lichkeiten d am it verbunden sind.



II.

Von früh  an haben die Wasserstraisen, nam entlich auch 
die Binnenwasserstraisen, eine hochw ichtige Rolle fü r die  
w irtschaftliche und ku ltu re lle  E n tw ic k lu n g  der V ö lke r gespielt. 
D ie  ältesten Stätten der K u ltu r, die w ir  kennen, Babylon  
einerseits, Ä gypten  andererseits, bauen sich an grofsen W asser- 
strafsen aut. Ebenso sind die Gegenden m it reichgegliederter 
K üstenentw icklung, w ie nam entlich Griechenland, die Stätten  
höchster K u ltu ren tw ick lu n g  in jenen Zeiten gewesen, in denen 
der W asserw eg der weitaus w ichtigste w ar. A b er auch in  
späteren Zeiten haben die natürlichen W asserstrafsen gerade  
in  den Gegenden m it w eniger z iv ilis ie rte r Bevölkerung und 
geringer V erkehrsentw icklung, eine bedeutende Rolle gespielt, 
nicht zu letzt in  m ilitä rischer und Verw altungsbeziehung. K a rl  
der Grofse hat besonders in  Deutschland seine Reisen im  V e r-  
w altungs- und m ilitärischen Interesse ganz vorw iegend a u f  
den Wasserstrafsen vollzogen und deren Bedeutung dafür ge
w ürd ig t, aber fre ilich , auch die grofsen M ängel der sich 
selbst überlassenen Ström e und Flüsse in  ih re r Eigenschaft 
als W asserstrafsen schon frü h  erkannt. N am entlich  in  den 
Niederungsgegenden, _ w o der sich selbst überlassene S trom  
verw ildert, sich schlängelt, versum pft, sich fortw ährend  ein 
neues B ett schafft, erw eist er sich als ein schlechter Verkehrs
weg. K a r l  der Grofse sah es deshalb als eine besondere A u f
gabe des Staates an, diese M ängel der W asserstrafsen zu ver
bessern, die Ström e und Flüsse zu regulieren. U m  die Kosten  
dieser A rbe iten  zu decken, führte  er zuerst die W asserstraisen
abgaben ein. Seine Nachfolger fre ilich  hielten w oh l fest an
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den dam it geschaffenen schönen E innahm en, die sich bei dem  
m it der dichteren Besiedelung und m it höherer K u ltu rstu fe  
m ehr und m ehr entw ickelnden V erkeh r im m er vorte ilhafter  
gestalteten, aber die Pflichten, die ihnen dam it auferlegt 
wurden, die Wasserstrafsen nunm ehr auch zu bessern, gerieten  
im m er m ehr in  Vergessenheit. D abe i w urden fortw ährend  
neue Zölle eingeführt, die alten erhöht. Je m ehr die kaiser
liche M ach t h in ter der der T e rrito ria lh e rre n  zurückblieb, um  
so m ehr w urde das ursprüngliche Regal der Schiffahrtsabgaben
erhebung an diese, ja  an Städte und Bischöfe verschleudert; 
und nam entlich die Städte, welche damals die w irtschaftliche  
W eisheit im  M onopol, die den V o rte il fü r  sich in der Be
nachteiligung der A ndern  erblickten, fügten zu diesen A b 
gaben auf den ehemals freien Strömen noch das Stapelrecht, 
wonach der Schiffer gezwungen w urde, am Stapelplatz seine 
W aren auszuladen und sie den dortigen Kaufleuten w ährend  
einer gewissen Zeit, vielfach sogar zu bestimmten la x e n , an
zubieten. So gab es am  Rhein im  M itte la lte r  einige 60 Zö lle  
auf der E lbe, noch Ende des 18. Jahrhunderts 45 alle in  
zwischen M e ln ik  und H am b urg , und auf der O der w aren die 
Abgaben noch vie l höher als au f der Elbe. D er R heinzo ll ge
w ährte damals den Pfalzgrafen  am Rhein weitaus die gröfsten 
Einnahm en, die ein F ü rs t in Deutschland hatte, und dam it 
natürlich  eine grofse M achtstellung. W ie  hoch die Zölle an 
den einzelnen Zollste llen  w aren, geht w oh l am  besten daraus  
hervor, dafs es in zahlreichen Fä llen  fü r den Schiffer vo rte il
hafter w ar, die W aren  oberhalb des Zolles auszuladen und sie 
Per Achse um die Zollste lle  herum zutransportieren und unter
halb derselben w ieder einzuladen. F re ilic h  ein solches V er
e h re n  hatte nach ku rze r Zeit im m er die W irk u n g , dafs m au  
UUnmehr auch au f den Landstrafsen so hohe Zölle einführte, 
dafs es fü r den Schiffer n icht m ehr lohnte, die W asserzo ll- 
stelle zu umgehen.
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H ie französische Revolution stellte deu G rundsatz der 
1 1 eiheit der natürlichen Wasserstraiseii au f und führte ihn  im  
Bereich der dam aligen französischen R epublik auch durch, 
lu t Dtieden von R astatt w urde auch die Schiffahrt au f dem 
Rhein fü r  fre i erk lärt. A b e r selbst nachdem der Rhein zeit
weise v ö llig  französisch geworden w ar, w urde praktisch an 
dem bestehenden Zustand kaum  etwas geändert. Stapelrechte, 
Schiffergilden und Abgaben blieben bestehen; man experi
m entierte n ur herum , ohne zu etwas rechtem  zu gelangen. 
Irrt W iener Kongrefs w urde allerd ings dann die F re ih e it au f 
dem Rhein durch die in ternationale  Rheinschiffahrtsakte fest
gelegt, aber als die H o llän d e r die K lausel „jusqu’ ä la  m er“ 
dah in  auslegten, dals zw a r die Schiffahrt b is  z u r  M ü n d u n g ,  
jedoch n ich t b is  in  das  M e e r  fre i sei und dam it der ganzen 
Idee det internationalen b re ih e it des Rheinschiffahrtsverkehrs  
ins Gesicht schlugen, so dachten natü rlich  auch die anderen  
Rheinuferstaaten n icht daran, von ihren Abgaben, Stapel
rechten usw. zu lassen.

D ie  ganzen ersten zw ei D r it te l des neunzehnten Ja h r
hunderts sind am  Rhein ausgefüllt durch den K a m p f um die 
Befreiung des Rheins. Dange Zeit w aren diese Bestrebungen  
ohne rechten E rfo lg . E in  w irksam er F o rtsch ritt w urde auch 
hier erst dufch die K o nkurrenz gebracht, als näm lich nach der 
Losreifsung Belgiens von den Niederlanden Belgien dazu über
ging, von K ö ln  nach A n tw erpen  eine Bahn zu bauen und so 
dem Rhein, w ie man dam als sagte, die eiserne M ündung zu 
verschaffen. D roh te  liie r au f der einen Seite H o llan d  seine 
S chiffahrt au f dem N iederrhein  und seine Bedeutung als 
H andelsverm ittle r des ganzen Rheinhinterlandes zu verlieren, 
wenn es an seiner M ündungssperre festhielt, so unterboten  
andererseits aucli die wesentlicli niedrigeren Frachtsätze der 
Hahn von K ö ln  nach A n tw erpen  die durch die Zölle  enorm  
gesteigerten Schiffsfrachten. Beide G ründe führten dazu, dafs



17

H o lland  auf die Rheinsperre verzichtete, und dafs eine wesent
liche Herabsetzung sowohl der F lu iszö lle  w ie  der Schiffahrtsab
gaben ein tra t, die später zu r vollständigen Freigabe des Rheins  
führte.

Ä h n lich  w aren die Vorgänge bei der E lbe, wo noch 
im  Jahre 1857 die Bahnfracht von H am b u rg  nach M agdeburg  
nicht halb so hoch w a r w ie der norm ale E lbezo ll, w ährend  
sie von H a m b u rg  nach Dresden n icht ganz zw ei D r itte l des 
N o rm al-E lbezo lls  erreichte. K e in  W under, dafs der Flul's- 
verkehr in den G ütern des halben und des vollen Tarifsatzes  
in  der Ze it von 1845 bis 1857 von 2 033 000 auf 294 000 Z tr .
zurückging.

A u f der O der, die durch die österreichischen, die m är
kischen, Stettiner und später noch durch die schwedischen 
Zölle belastet w a r , wo der V erkehr nach dem W eltm eer  
auch noch durch den Sundzoll gehem mt w urde, waren noch 
A nfang  des achtzehnten Jahrhunderts die Schiffahrtsabgaben  
dreim al so hoch als au f dem E lbkurs . E rs t 1754 setzte 
Fried rich  der Grofse sie m it jenen gleich.

D er Erste, der in  Deutschland die w irtschaftliche Be
deutung n iedriger F rach ten  erkannt hat, w a r der gi’olse 
K u rfü rs t, und seine grol'sartige W asserstrafsenpolitik —  denn 
in  dam aliger Ze it w aren die W asserstraisen das w ichtigste, 
das b illigste V erkehrsm itte l —  zeigt, w ie  t ie f  er davon durch
drungen w ar, au f diese W eise dem durch den dreifs igjährigen  
K rie g  vö llig  erschöpften Lande w ieder zu w irtschaftlicher Be
deutung zu verhelfen. Dam als bestanden zwischen H a m b u rg  
nnd M e ln ik  au f der E lbe 45 Zö lle ; dabei w a r das Fahrw asser
entsetzlich, denn nie w a r  etwas fü r die Festlegung des S trom 
bettes, fü r die R egulierung getan w o rd en ; nur m ühsam  w and  
sich der Schiffer durch die zahllosen einzelnen Flul'sarme, die 
sieh ständig änderten, und n icht einm al ein Leinpfad existierte. 
Dabei w urde die E lbsch iffahrt durch Zölle fast erdrückt. D er
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grol'se K u rfü rs t machte 1661 den anderen E lbuferstaaten den 
Vorschlag, die E lbzö lle  a u f die H ä lfte  herabzusetzen, aber 
ohne bei einem derselben Gegenliebe zu finden. A ls  er den 
F ried ric h  W ilh e lm -K a n a l zu r V erb indung  des E lbe- und O der
gebietes gebaut hatte und ihm  seine Räte einen K analabgaben
ta r if  vorlegten, um die Kosten zu decken, da dekretierte er, 
dals dieselben nur au f ein D r itte l der Achsfracht zwischen  
F ra n k fu rt und K ersd o rf bemessen werden sollten*), da er die  
verkehrsfördernde W irk u n g  des K anals n icht durch F inanz- 
m afsregeln schm älern w ollte. In  gleichem Sinne verfuhr  
F ried ric h  der Grol'se, der bei E röffnung des Brom berger 
K anals den T a rif, den ihm  seine R äte vorlegten, v e rw a rf m it  
der Begründung, eine V erzinsung durch Kanalabgaben werde  
nicht beabsichtigt, es sei led ig lich  w ich tig , eine durchgehende 
W asserstrafse, welche O der und W eichsel verbinde, zu haben. 
U m  den Verkehr und die w irtschaftliche Lage der neuer
worbenen Gebiete zu fördern, hob er auch au f der W arth e  
und Netze a lle  Zölle m it Ausnahm e derer fü r H o lz  auf, w ie  
er denn auch au f den m ärkischen W asserstraisen und der 
O der die Zö lle  wesentlich erm äfsigte. Bereits im  Jahre 1805 
erliefs F ried ric h  W ilh e lm  I I I .  eine K abinettsordre zu r A u f
hebung a lle r F lufszölle. D ie  A usführung derselben w urde  
fre ilich  durch die folgenden K riege  verhindert, aber unm itte l
bar nach den Freiheitskriegen, im  Jahre 1816, w urden säm t
liche privaten, kom m unalen und staatlichen F lufszölle aufge
hoben, und zw a r die ersteren beiden unter Entschädigung der 
privaten  Besitzer bezw. der Kom m unen. Unabhängig  von 
diesen Entschädigungen bedeutete die A ufhebung  der F lu fs
zölle fü r das durch die K riege  so enorm  geschwächte Preufsen  
einen E innahm eausfall von 300 000 Talern . So vie l opferte

*) D le  zu Sch iff a u f der Oder bezw . Spree ankom m enden und a u f 
d e r anderen W asserstrafse w eitergehenden W aren  w u rd e n  näm lich  vor- 
ie r a u f der S trecke F ra n k fu r t— K e rs d o rf m it der Achse beförd ert.
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das arme, in  seinen Finanzen damals höchst ungünstig da
stehende Preul'sen, um den Verkehr zu beleben. Bei den 
Stromschleusen blieb nur das Schleusenaufzugsgeld bestehen, 
die eigentlichen Kanalgebühren, d. h. die Abgabe fü r die Be
fahrung  künstlicher Wasserstrafsen, w urden dagegen n icht auf
gehoben, sondern blieben in m äfsiger H öhe erhalten.

D a m it w a r praktisch  bereits das P rin z ip  durchgeführt, 
a u f welchem unser heutiger A r t ik e l 54 der Reichsverfassung  
beruht, der in seinem diesbezüglichen Teile  lautet:

„ A u f allen natürlichen Wasserstraisen dürfen Abgaben  
Dar fü r die Benutzung besonderer Anstalten, die zu r E r 
leichterung des Verkehrs bestim m t sind, erhoben werden. 
Diese Abgaben, sowie die Abgaben fü r die Befahrung solcher 
künstlicher W asserstrafsen, welche Staatseigentum  sind, 
dürfen die zu r U n terha ltung  und gewöhnlichen H erste llung  
der Anstalten und Anlagen erforderlichen Kosten n icht über
steigen.“

N atü rliche  Wasserstrafsen sind Meeresarme, Seen, Flüsse, 
Ström e, au f denen ein Frach tverkehr m öglich ist oder w enig
stens frü h er m öglich w ar. D ie  obere O der oberhalb Cosel 
bis R a tib o r ist zu r Ze it fü r moderne Schiffsgefäfse nicht fah rbar, 
sie w ird  es binnen kurzem  w ieder werden. A b e r sie ist des
halb doch eine natürliche W asserstrafse. D e r B eg riff des 
■öffentlichen Flusses oder der natürlichen W asserstrafse ist in 
Preul'sen ein historischer, sowohl w ie ein rechtlicher, der im  
Degensatz zu dem der privaten Gewässer steht. D em  Staat 
steht die N u tzung  an den öffentlichen Gewässern zu und lieg t 
deren U n terha ltung  im  Schiffährtsinteresse, sowie die Be
schaffung der V o rflu t ob. D u rch  Verbesserungen verlie rt eine 
natürliche W asserstrafse diese Eigenschaft n icht, w ie ja  vo ll
ständig k la r  auch aus der Reichsverfassung hervorgeht, die 
davon spricht, dafs „auf natürlichen W asserstraßen die A b 
gaben nur fü r b e s o n d e re  A n s ta l t e n  z u r  E r le ic h t e r u n g

2*
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des V e r k e h r s  e rh o b e n  werden dürfen. U n ter solchen be
sonderen Anstalten sind aber stets n ur Schiffsschleusen, Häfen, 
K ais, K rane, welche zum  Laden und Löschen dienen, ver
standen worden, n icht aber Regulierungsarbeiten.

Welches sind nun die inneren G ründe dieser A bgaben
freiheit? D er H auptg rund  ist, dafs die Regulierung nicht im  
einseitigen Schiffahrtsinteresse erfolgt. Schon der A ltm e is ter  
des Wasserbaues, Geh. O berbaurat Hagen, sagt in seinem, 
berühm ten W e rk  „D er W asserbau“, T e il I I ,  Band I ,  § 20:

„Bei dem überwiegenden E influ is , den die K u ltu r  des 
Bodens au f die B ew ohnbarkeit und den Reichtum  der Land
schaft ausübt, mufs m an die Beförderung der Vo i Hut oder dio  
Verh inderung von Versum pfung als den w ichtigsten Zw eck  
der S trom regulierung ansehen.“

In  den am tlichen M itte ilungen  der O derstrom bauverw al
tung, die den M itg lied ern  der O derstrom schiffahrtskom m ission  
bei den Befahrungen und Beratungen zur O rientierung über
geben werden, heilst es:

„ In  der fü r  die V o rflu t geschaffenen R inne geht die- 
Schiffahrt vor sich. Je m ehr die S trom regulierung ihren  
obersten Zw eck erreicht, der Lan dw irtschaft durch eine o r
dentliche V o rflu trinne  zu dienen, um  so m ehr nutzt sie auch  
der Schiffahrt; l e t z t e r e  is t  d e r  P r ü f s t e in  f ü r  d ie  
S c h a f fu n g  e in e r  o r d e n t l ic h e n  V o r f lu t r in n e .  —  W enn  
m an oft n ur die Schiffahrtsinteressen betont findet, so lieg t 
das blofs an der K ü rze  der Ausdrucksweise, die als das 
nächstgelegene den Prüfstein nennt und die dem Fachmann, 
geläufigen letzten G ründe n icht im m er w ieder hervorhebt.“

W ie  zutreffend diese Ausführungen sind, deren R ic h tig 
ke it fre ilich  von agrarischer Seite geleugnet w ird , dafür is t 
von derselben Seite gelegentlich der B eratung der letzten  
K analvorlage ein drastisches Beispiel gegeben worden. Bei 
der daselbst vorgesehenen R egulierung der unteren Oder,
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■durch welche die so häufigen Überschwem m ungen der dortigen  
Gegend beseitigt werden sollten, w a r in Aussicht genommen, 
dafs die Schiffahrt sich durch einen besonderen Schiffahrts
kan al bewegen sollte und n icht durch den der eigentlichen  
V o rflu t dienenden Strom schlauch. Dagegen erhoben die A n 
lieger jener Gegend und ih re  agrarischen "Vertreter im  A b 
geordnetenhaus den entschiedensten W iderspruch  m it der B e 
gründung, dafs, wenn eine Versandung des Stromschlauches, 
iu dem sich die Vorflu t bewege, einträte, die denselben durch
fahrende Schiffahrt das an der ungenügenden Fahrtiefe  sofort 
merke. W enn nun aber die Schiffahrt durch einen anderen 
W eg sich bewege, so w ürden die Adjazenten die Versandung  
erst dann m erken, wenn es zu spät sei, wenn die Ü b er
schwemmungen ihnen zeigten, dafs der F lu tk a n a l n icht m ehr 
in  der Lage sei, die Wasser abzuführen. Sie verlangten des
halb energisch eine Regulierungsm ethode, bei welcher die 
S chiffahrt g le ichzeitig  durch den F lu tk a n a l gehe.

W il l  man nun die Schiffahrt m it Abgaben belasten, ob
gleich die Regulierung in erster L in ie  im  Landesku ltu r
interesse lieg t, so w ürde es nur b illig  sein, die Adjazenten, 
<k h. die G rundbesitzer, auch zu den Regulierungskosten  
keranzuziehen, und zw ar in erheblich höherem H a lse  als die 
Schiffahrt, da die Regulierung ja  in erster L in ie  in  ihrem  
luteresse erfolgt, und zw ar w ürde m an n icht n u r die inner
halb  der Deiche belegenen G rundstücke, sondern auch das 
ganze eingedeichte Hochwassergebiet zu diesen Regulierungs
kosten heranziehen müssen, denn die R egulierung ist auch im  
Interesse des Deichschutzes unbedingt erforderlich. In  den 
Niederungsgegenden w ürde sonst der n icht festgelegte Strom  
verw ildern , sich schlängeln, und die Deiche müfsten bei jedem  
Hochwasser zerreilsen. Im m erh in  ist dieses Interessengebiet 
Unendlich viel k le iner als das der au der F lu lssch ifiah it in ter
essierten Gegenden. W enn aber fü r  die L an d w irtsch a lt im
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Hochwassergebiet die Gesamtheit, d. h. der Staat, die Kosten  
übern im m t, um w ie viel r ic h tig e r ist es, dafs auch fü r dieses 
sehr vie l gröfsere Interessengebiet der Staat die Kosten träg t. 
W elche landw irtschaftliche W erte  übrigens durch die S trom 
regulierung geschaffen worden sind, das erhellt ja  alle in schon 
aus dem Beispiel des Oderbruches und des W arthebruches;, 
hier hat F ried ric h  der Grofse au f friedlichem  W ege eine  
P rov inz erobert.

D ie  E rhebung  von Schiffahrtsabgaben au f offenen Ström en  
w ürde auch vom finanztechnischen Standpunkt aufserordent- 
lich  unw irtschaftlich  sein. A ls  1865 säm tliche E lbzö lle  durch  
Ablösung nam entlich von seiten Preufsens au f den einen in  
W ittenberge eingeschränkt wurden, wo ja  ohnehin als an der 
dam aligen Zollgrenze die Schiffe H a lt  machen mufsten, da 
mufste m an den V e rk eh r oberhalb und unterhalb  W itten 
berges freilassen und nur die W ittenberge durchfahrenden  
Schifte w urden zu A bgaben herangezogen. V o rh er, als noch 
einige v ie rz ig  Zollstellen bestanden, mulste ein Bote m it der 
Geldtasche ständig dem Schilfe am  U fer voranlaufeu und, m it  
den nötigen Schiffspapieren versehen, an jeder Hebestelle den 
Z o ll entrichten, w ährend g leichzeitig  ein H eer von Z o ll
w ächtern darüber zu wachen hatte, dafs kein Schiff, fü r das 
der Z o ll n icht bezahlt w ar, w eiterfuhr. Ich  kenne selbst 
einen H e rrn , der in seiner Jugend diese Geldtasche von Z o ll
stelle zu Zollstelle tru g  und nur nachts auf das Schiff zu- 
rückkam . G ab es damals bei der geringeren Bevölkerungs
d ich tig ke it und dem w eniger entw ickelten V erkeh r nur ver- 
hältnism äfsig w enig P lätze, an denen die Schiffe anlegten, so 
ist es heute, w o übera ll industrie lle  Etablissem ents an den 
U fern  errich te t sind, die ih re  M ate ria lien  zu Schiff beziehen 
und ih re  F ab rika te  au f diesem W ege absetzen, unsagbar viel 
schwerer als früher, die Abgaben zu erheben, und die dam it 
verbundenen Chikanen werden noch unendlich viel gröfser
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sein als früher. Auch in der B innenschiffahrt ist aber heute 
Zeit Geld.

U nd  um welche Summen handelt es sich denn, die von 
der Schiffahrt au f offenen Ström en aufzubringen sein würden?  
Um  6 M illio n en  M a rk  insgesamt. Davon w ürde m it Recht 
aber kaum  die H a lite  von der Schiffahrt selbst zu tragen sein. 
Das A u fb rin g en  w ürde also aufser jedem  V erh ä ltn is  sowohl 
zu den Erhebungskosten w ie auch zu der Belästigung der 
Schiffahrt, zu r w irtschaftlichen Schädigung des Ganzen stehen, 
ganz abgesehen davon, dafs eine solche Summe gegenüber 
unserem m ehr als Zw eim illia rdeneta t in  Preufsen gar n icht in  
Betracht kom m t.

Betrachten w ir  nun die Gründe, welche fü r  die E in 
führung von Schiffahrtsabgaben auf öffentlichen Strömen  
geltend gem acht w erden: In  erster L in ie  —  w ird  deduziert —  
sei es eine Forderung  „ausgleichender G erechtigkeit.“ 
Ungerecht, sagen die V ertreter der Abgabenerhebung, ist es, 
gute WasserstraJ'sen abgabenfrei zu lassen, schlechtere dam it 
zu belasten.

Zweifellos stellt der Rhein eine sehr viel bessere W asser- 
strafse dar, als die kanalisierte obere O der; der Rhein ist fre i 
v on Abgaben, die obere Oder m it solchen versehen. Das w ird  
von den Interessenten der dortigen S chiffahrt schwer und 
lästig  empfunden. A b er dieselben sind keinesfalls die Befür
w o rter der Abgabenerhebung au f offenen W asserstrafsen; im  
Gegenteil, sie käm pfen au f das entschiedenste dagegen an, 
ebenso die Stettiner, die au f den sehr viel-schlechteren W asser- 
strafsen des F inow kanals , der H ave l und Spree ihre B innen
schiffahrt treiben, desgleichen die Schiffahrtsinteressenten der 
kanalisierten Netze und des Brom berger Kanals, des Oder- 
Spree-Kanals und des kanalisierten M ains. Ganz abgesehen da
von, dafs sie eine P o lit ik  propter inv id iam  an und fü r sich fü r  
tö rich t halten, sind sie auch Interessenten an den offenen



24

W asserstraisen, denn alle die künstlichen oder verbesserten 
W asserstraßen münden ja  in die abgabenfreien offenen Ströme. 
Das einzige, was sie verlangen, ist, dals man ihnen n icht be
ständig neue Lasten in  G estalt neuer oder erhöhter Schiff
fahrtsabgaben auferlegt, w ie das seit einer Reihe von Jahren  
ja  le ider a lljä h rlic h  geschehen ist. N ich t nur, dals diese er
höhten Lasten au f den künstlichen und verbesserten W asser- 
strafsen fü r  die Interessenten an denselben ungerecht er
scheinen, sind sie auch zum  guten T e il verfassungswidrig. 
Denn preufsischerseits w ird  seit einer Reihe von Jahren von 
der W asserbauverw altung bei den verbesserten Flufsläufen  
auch alles das in die durch Abgaben zu deckenden A n lage- 
und Unterhaltungskosten hineingerechnet, was tatsächlich im  
Regulierungsinteresse erfolgt. Ja  selbst Staustufen, welche zu 
M ühlenzw ecken dienen, selbst Luxusausgaben in großen  
Städten werden auf das K onto  der Schiffahrt gesetzt. D e r  
Geheim e O berregierungsrat Peters, der Dezernent fü r  das 
Abgabenwesen in der W asserbauabteilung des M in isterium s  
der öffentlichen A rbe iten , hat in einer Schrift ausdrück
lich  ausgeführt, dals die Kosten besonders schöner U ferein 
fassungen, w ie  sie in  Residenzstädten, z. B. B erlin , im  Re
präsentationsinteresse geschaffen werden, von der Schiffahrt 
ebenso getragen werden m üßten , w ie die Eisenbahn die Luxus
bauten schöner Bahnhöfe bei Residenzstädten m it verzinsen 
müsse. E ine solche Auffassung w iderstre ite t aber der Reichs
verfassung, welche selbst in den ausschließlich der Schiffahrt 
dienenden A n lagen «und A nsta lten  nur eine Verzinsung der 
g e w ö h n l i c h e n  Herstellungskosten zuläfst, n icht aber solche, 
die zum  Zw ecke der Repräsentation a u f s e r g e w o h n l i c h e  
K o s t e n  verursachen. Abgesehen davon aber, ist die E in 
fassung der U fer eines natürlichen Strom laufes keine A n lage  
oder A n s ta lt im  ausschließlichen Interesse d er Schiffahrt 
Auch wenn die Spree n icht sch iffbar wäre, sondern blofs der
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V o rflu t diente, w ürde die Befestigung der U fer im  Repräsen
tationsinteresse in  gleicher W eise zu erfolgen haben w ie je tzt, 
w o zufälligerw eise die Spree in  B erlin  sch iffbar ist. So ist 
in  Le ipzig  die Festlegung der U fer und teilweise der Sohle 
bei den dortigen n icht schiffbaren W asserläufen der Pleifse 
und E ls ter in derselben kostspieligen W eise ausgeführt w ie  
in  B erlin  an der Spree.

Bei E r la is  der Reichsverfassung bestand, w ie der V e r
fasser derselben, der verstorbene S taatsm inister D elbrück, 
ausdrücklich in  einem Gespräch m itgete ilt hat, die Absicht, 
säm tliche Schiffahrtsabgaben au f Binnenwasserstrafsen zu be
seitigen. Im  W esten machte m an auch den A n fan g  dam it, 
aber w ie man nach dem Osten kam , hörte man auf. Jedenfalls  
aber ist es unzulässig , die Reichsverfässung extensiv und in  
einem anderen Sinne auszulegen, als in Preufsen vor ihrem  
E rla is  verfahren w urde. Denn seiner Zeit ist bei E r la ls  der 
Reichsverfassung ausdrücklich konstatiert worden, dals man 
lediglich den bestehenden Zustand dam it beibehalten wolle. 
A b er auch bezüglich der E lbe, wo die Zo llfre ih e it erst durch  
den V ertrag  m it Österreich vom  22. J u li 1870 eingeführt 
w urde, is t in  der am tlichen Begründung anerkannt worden, 
dafs die bisherige Erhebung  m it der Verfassung in  W id e r
spruch stehe. Dam als aber bestand die Buhnenregulierung  
auf der E lbe  schon in w eitem  Malse.

E in  Zw eife l kann höchstens bestehen bezüglich der ab
kürzenden K anäle, welche zw ei Teile  ein und desselben F lu fs- 
laufes verbinden. W enn dieselben led ig lich  der Schiffahrt 
dienen, so werden sie allerd ings als künstliche W asserstrafsen  
angesprochen werden müssen, n icht dagegen,^ wenn es sich 
um eine V erk ü rzu n g  des Flufslaufes handelt, wenn die \ o r -  
flu t sich durch dieselbe bewegt. Dals die \  erfassung so aus
gelegt werden inufs, auch dafür ist der Beweis in der histo
rischen E n tw ic k lu n g  zu finden, denn alle  derartigen, den
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F lu fs la u f abkürzenden Durchstiche, w ie sie nam entlich F r ie 
drich der Grofse in um fangreichstem  Mafse ausgeführt hat, 
und w ie sie auch im  neunzehnten Jahrhundert vor E rla fs  der 
Verfassung m assenhaft vorgenom m en worden sind, sind im m er  
als Flufsregulierungsarheiten im  Landesm eliorationsinteresse 
angesehen worden.

Schliefslich kom m t noch hinzu, dafs der R hein  durch  
die Rheinschiffahrtsakte, die E lb e  durch die E lbschiffahrts
akte als abgabenfreie W asserstrafsen gesichert sind, dafs 
weder H o llan d  noch Baden, noch Hessen, noch Bayern, noch 
W ü rttem b erg  daran denken werden, au f die Abgabenfreiheit 
des Rheins zu verzichten, ebensowenig w ie Östei'reich das be
züglich der E lbe tun w ird . E in e  Ä nderung  der Reichsver
fassung w ürde demnach w iederum  nur die w en iger leistungs
fähigen W asserstrafsen des Ostens treffen. A lso auch G ründe  
der G erechtigkeit sprechen gegen jede Ä nderung des A r 
tike ls 54 der Reichsverfassung.

N un  w ird  von den B efürw ortern  der Schitfahrtsabgaben  
au f öffentlichen Ström en deren Erhebung deshalb verlangt, 
w eil es ungerecht sei, nur gewissen Gegenden, insbesondere 
den unm ittelbaren A n liegern  dam it einen Sondervorteil au f 
Kosten der A llgem einheit zu verschaffen. Es ist aber ein 
Ir r tu m , dafs die Abgabenfreiheit nur den unm ittelbaren A n 
liegern zu gute käm e. Abgesehen davon, dafs die abgaben
pflichtigen W asserstrafsen, w ie  erw ähnt, durchweg in  die 
abgabenfreien münden und dadurch auch die A n lieger der 
ersteren m itte lb ar die A n lieg er der letzteren sind, so erw eitert 
sich im  Um schlagsverkehr die Interessensphäre jeder offenen 
Wasserstrafse ganz aufserordentlich. Das R u hrrev ie r is t nur  
zum kleinsten T e il unm itte lbar am Rhein gelegen, und doch 
hat die Gesam theit desselben am  Versand von K ohle und  
Eisen, am E m pfang  von E rz , von H o lz  und G etreide ein 
eminentes Interesse. Das oberschlesische Industriegebiet lieg t
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es der M enge der Frachten  nach der grölste Interessent der
selben. Süddeutschland w ird  von M annheim , Ludw igshafen, 
F ra n k fu rt m it Kohle, Getreide, Petroleum  und D üngem itteln  
versehen. D ie  gesamte sächsische und schlesische Zucker
industrie benutzt, auch wenn sie w e it entfernt von der W asser - 
strafse liegt, dieselbe im  Um schlagsverkehr fü r  den Versand  
ih re r  Produkte, ebenso die Salzw erke A n halts  und der Provinz. 
Sachsen. Trotzdem  die A g ra rie r  im m er schreien, dafs die  
Lan dw irtschaft unter der Abgabenfreiheit leide, w eil sie der 
E in fu h r von ausländischem G etreide diene, so w ürde kein  
Zentner fremdes Getreide w eniger nach Deutschland kom m en, 
wenn diese Abgabenfreibeit n icht bestände; denn der B edarf mufs 
gedeckt werden, unabhängig davon, ob die Frachten etwas höher 
oder etwas n iedriger sind. A b er d ieL an d w irtsch a it selbst gehört 
zu den gröfsten Interessenten der offenen Wasserstraisen; ih r  
Bezug von M ais , Futtergerste, K le ie , M alzkeim en, Ö lkuchen, 
B aum w ollsaat fü r Futterzw ecke, von Salpeter, Phosphor, 
Guano, D ü ngeka lk  fü r Düngezwecke, ih r  Versand an H o lz, 
Gerste, M eh l, M a lz , Zucker ist dem W erte  nach m eist noch 
wesentlich gröfser als der der Erzeugnisse der M ontanindustrie , 
und je  b i l l i g e r  d e r  W a s s e r v e r s a n d  i s t ,  u m  so w e i t e r  
d ie  I n t e r e s s e n s p h ä r e ,  d ie  v o n  d e r  W a s s e r s t r a f s e  V o r 
f e i l  hat .  J e d e  A b g a b e  a u f  den  o f f e n e n  W a s s e r s t r a f s e n  
m u f s  d i e s e  I n t e r e s s e n s p h ä r e  a b e r  e i n s c h r ä n k e n ,  m u f s  
aus  i h r  v i e l e  G e g e n d e n  o d e r  I n d u s t r i e n ,  V e r s e n d e r  
o d e r  K o n s u m e n t e n  a u s s c h a l t e n ,  d i e  b i s h e r  d a r a u f  
v e r f r a c h t e t e n .  W enn unsere E isenbahnverw altung n icht 
durch Hochhalten der Um schlagstarife, durch N iedrighalten  
der E n d ta rife  in  K onkurrenz gegen die Binnenwasserstraisen  
deren V e rk eh r so einschränkte, w ürde die Interessensphäre an 
den abgabenfreien W asserstraisen noch vie l gröisei sein, als 
je tzt.
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Es w ird  gesagt, es sei ungerecht, au f Kosten der A l l 
gem einheit einzelnen Ständen besondere V orte ile  zuzuwenden. 
A uch h ier ist m an im  Ir r tu m , wenn man annim m t, dais die 
Binnenschiffahrt selbst einen solchen V o rte il aus der A bgaben
fre ihe it ziehe. Im  W ege der freien K onkurrenz, die sich ja  
gerade im  Binnenschiffahrtsbetriebe infolge der zahlreichen  
K leinbetriebe n icht durch K a rte llie ru n g  ausschliefsen läist, 
kom m t die A bgabenfreiheit n icht dem Binnenschiffer, sondern 
der A llgem einheit der Frachtinteresseuten und d am it auch 
der Konsumenten zu gute. A b er ist solch ein E inw and  nicht 
sonderbar gerade in dem Land, das durch seine hohen Ge
treidezölle dem Grofsgrundbesitz au f Kosten der A llg em ein 
heit die gröfsten V o rte ile  zuwendet, das Industriezö lle  im  
Interesse der Syndikate erhebt, das im  agrarischen Interesse 
auf Staatskosten Getreidelagerhäuser errich te t und unverzins
liche Darlehen den Genossenschaften gibt, das durch K le inbah n
subventionen der landw irtschaftlichen Bevölkerung, nam ent
lich  des Ostens, Geschenke erweist? Bei a ll diesen D ingen  
ist man sehr w oh l berechtigt, zu sagen, dais h ier das gemein
w irtschaftliche P rin z ip  n icht am Platze sei, w eil einzelne 
Stände zum  Schaden der anderen bevorzugt werden, während  
bei der Abgabenfreiheit au f offenen W asserstraisen doch 
schliefslich niemandem ein Schaden zugefügt w ird .

M an  sagt: W o  m an es m it einem Privatbahnsystem  zu  
tun  habe, und solange dasselbe in Deutschland überwogen  
habe, sei die Abgabenfreiheit der offenen W asserstraisen w oh l 
zu rechtfertigen gewesen, n icht aber in  einem Land m it  
Staatsbahnen, denen durch die K o nkurrenz der W asserstraisen  
eine erhebliche Schädigung erwachse, die dam it auch zu einer 
Schädigung der Staatsfinanzen werde.

D ie  preufsischen Staatsbahnen verzinsen sich m it G,46 %, 
das ist ungefähr das D oppelte von dem, was fü r ih re  V e r
zinsung ausgegeben werden mufs. Und das tro tz  eines riesigen
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E xtraord inarium s, das tatsächlich a lljäh rlich  eine ebenso grofse 
Verm ehrung des Vermögensstandes der Eisenbahnen bedeutet, 
tro tz  eines O rd inarium s, in dem ungezählte M illio n en  aus
geworfen sind, die bestenfalls ins E x trao rd in a riu m  gehörten. 
Diese Bahnen haben dort den lebhaftesten V erkehr, weisen 
dort die gröfste R en tab ilitä t auf, wo sie der K o nkurrenz  
der W asserstraisen ausgesetzt sind. Diese Verkehrssteigerung, 
diese glänzende Verzinsung hat sich von Jah r zu Ja h r erhöht 
tro tz der A bgabenfreiheit auf den Ström en. D e r frühere  
Eisenbahnm inister H e rr  von Thielen hat bei der E röffnung  
des E lb -T rave -K an a ls  in einem Toast in  Lübeck ausgesprochen, 
dafs der trockene B ruder —  die Eisenbahn —  der nassen 
Schwester —  der W asserstraße —  nur dankbar sein könne, 
denn sie habe ihn  durch ihre K onkurrenz vor dem Einschlafen  
behütet, vor der Verknöcherung im iarifw esen , und so habe 
sie segensreich gew irk t. Und in  der l a t :  D ie  meisten Aus- 
nahm etarife sind zuerst in K onkurrenz gegen die W asser
straisen entstanden, und die enorme Verkehrssteigerung, die 
zu so gew altigen M ehreinnahm en führte , ist dam it in d ire k t  
jenen zu verdanken. Dadurch ist der E isenbahnverw altung  
k la r  geworden, dafs sie diese Ausnahm etarife auch ohne Ge
fahr au f das ganze Land ausdehnen kann.

A b er auch abgesehen hiervon schaffen die W asserstraisen  
überhaupt neuen V erk eh r; sie machen viele G üter erst m obil, 
die vorher bei den hohen Bahnfrachten n icht transportfäh ig  
waren. D a m it entstehen neue Industrien  m it neuen Verkehrs
bedürfnissen, die teilw eise durch den Bahnverkehr zu be
friedigen sind, m it menschlichen Niederlassungen, die eben
falls den Bahnen neuen V erkeh r zuführen. .So w irk t  die  
W ässerstralse tro tz  der K onkurrenz oder infolge derselben nicht 
nur verkehrsbelebend, sondern auch die E innahm en der Eisen
bahn steigernd. Ja  w ir  müssen sagen, gerade w e il w ir  ein 
kisenbahnm onopol besitzen, erw eist sich die K o n k u n e n z  des
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billigeren  Wasserweges als doppelt notwendig. Gewii's, bei 
der Verstaatlichung der Eisenbahnen ist seiner Z e it ver
sprochen worden, dals dieselben n icht m ehr w ie  bis dahin  
verw alte t werden sollten, sondern dals an Stelle der D ividenden
sorgen der A k tio n äre  nur das allgem eine Verkehrsinteresse  
mafsgebend sein solle. H e rr  von M iqu e l hat, als ich ihm  
einm al im  Abgeordnetenhaus dieses Versprechen vorhielt, ge
sagt, wenn das damals versprochen worden sei, so hätte man 
es eben n icht glauben sollen, er wenigstens hätte es n icht 
geglaubt. Ich  habe es auch n icht geglaubt, aber die M e h r
heit der dam aligen Abgeordneten glaubte es, und heute haben 
w ir  die Staatsbahnen und werden sie behalten; und w e il ta t
sächlich n icht das Verkehrsinteresse, sondern das F in an z
interesse bei deren V erw a ltu n g  überw iegt, so ist es doppelt 
gut, dals w ir  die K o nkurrenz der W asserstrahlen haben.

Gute Verkehrstra isen sind n icht Selbstzweck, sie sind 
M itte l zum  Zw eck der W o h lfa h rt des Volkes. W o aber 
letztere besteht, da hat m an infolge der S teuerkraft desselben 
auch gute Finanzen. E ine grolszügige F in an z-P o litik , die den 
V e rk eh r und dam it den allgem einen w irtschaftlichen W oh l
stand hebt, w ird  auch den Staatsfinanzen n u r von V o rte il 
sein. D er grofse K u rfü rs t, F ried ric h  W ilh e lm  I.,  F ried ric h  
der Grofse und ihre Nachfolger w aren sehr sparsame F in an z
po litiker, aber n icht so kurzsichtige, dals sie in  jedem  Fa lle  
eine Ausgabe blofs geleistet hätten, wenn sie unm itte lbar eine 
Einnahm e in  Aussicht stellte. Ihnen  stand das verkehrs
politische Interesse höher als kleine F inanzvorte ile . Indem  
sie durch den Ausbau des Wasserstraisennetzes, durch die 
Herabsetzung der Schiffahrtsabgaben die w irtschaftliche Lage  
ihres Landes hoben, befähigten sie es, die grofsen Lasten zu 
tragen, die notw endig  w aren, um Preufsen die M achtstellung  
zu  verschaffen, die es schliel'slich zu r V orm acht Deutschlands, 
zu  dem K ern p u n k t m achte, an dem sich das übrige Deutsch-
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laud ankrista llis ieren  konnte. Sie w aren gröfser als ihre  
fiskalischen Ratgeber, die nur den K a lku latorenstandpunkt 
kannten. W ären  sie ihnen gefolgt, so w ürde die Geschichte 
sie n icht die „Grofsen“ genannt haben. H eute aber sind die 
rückschrittlichen G ewalten, die kleinen Geister an der A rb e it, 
die Errungenschaften grofser Zeiten und grofser M änner  
w ieder rückgäng ig  zu machen.

E ine kleine Abgabe au f offenen Ström en w ird  die Schiff
fa h rt n icht sofort zum  E rliegen bringen, aber ce n’est que le 
präm ier pas, qu i coûte. Is t  erst einm al die schützende 
Schranke der Reichs Verfassung beseitigt, dann ist jeder w il l 
kürlichen E rhö hung  der Abgaben T ü r  und T o r geöffnet, denn 
die Tariffestsetzung ist, w ie der F inanzm in ister von M iquel 
ausdrücklich ausgeführt hat, ein K ron rech t, und an K ro n -  
rechten rü tte lt m an bei uns nicht. D ann ist es in  das Be
lieben der E inzelregierungen gesetzt, w ie hoch sie die A b 
gaben norm ieren w ollen. Das Parlam ent hat nichts drein- 
zureden, die M in is ter machen es a lle in  im  Namen der K ron e; und  
schon deshalb mufs es in  dieser F rage  heifsen: princ ip iis  obsta!

Deutschland ist kein  isolierter Staat. Von Jah r zu Jah r  
m ehr ist es au f den Bezug von N ahrungsm itte ln  und 
industrie llen Rohstoffen, au f die Ausfuhr von Fab rika ten  an
gewiesen, um  seine wachsende Bevölkerung, die a lle in  im  
letzten Jahre um  900 000 Seelen zugenommen hat, zu ernähren. 
Bei dieser A u sfu h r begegnet es aber der K o nkurrenz anderer 
Staaten, mufs versuchen, b illiger zu sein als diese. M au  
spricht je tz t  so vie l von der am erikanischen G efahr, von der 
industrie llen  Überlegenheit der Vere in ig ten  Staaten. E inst
w eilen nehme ich dieselbe zw ar  ernst, aber n icht tragisch. 
A lle in  zw ei M om ente sind es, welche die P roduktion dort 
m ifserordentlich begünstigen: b illig e  N ahrungsm itte l und  
billige  Frachten  au f den Eisenbahnen w ie  au f den Binnen
w asserstraßen. A n  und fü r sich kann kein Land der W e lt
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Eisen b illig e r  darstellen als Deutschland, und wenn die V e r
einigten Staaten ihm  an einigen Punkten nahekomrnen, so 
können sie das nur infolge der enorm b illigen Bahnfrachten, 
die fü r  Rohstoffe vielfach nur den dritten oder vierten T e il 
unserer b illigsten ia r ife  betragen. W ollen  w ir  der am erikan i
schen K onkurrenz gewachsen bleiben, so müssen w ir  dafür 
sorgen, dais w ir  unserer Industrie  die Produktionskosten  
nicht verteuern. M it  dem einen Fak to r, den Lebensm itteln, 
tun w ir  es bereits, und werden es m it dem von der R eaktion  
durchgesetzten neuen Z o llta r if  in  noch vie l schlim meren M afse  
machen. N un  geht die agrarische Reaktion auch gegen den 
anderen F a k to r  unserer w irtschaftlichen M achtstellung vor,, 
gegen die F re ih e it der Wasserstrafsen. M öge es ih r  n icht 
gelingen, auch über diese Errungenschaft einer grofsen Ze it 
zu trium phieren!

Druck von LeonhurU til mion Nf. ln Berlin SW.


